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Drucksadie VI/2113 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nach der An- 
Engelsberger erkennung der „DDR“ durch Chile die Ent- 
wicklungshilfe für dieses Land zu überprüfen, 
und welche Konsequenzen beabsichtigt die 
Bundesregierung aus diesem Schritt Chiles zu 
ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


2. Abgeordneter 

Ollesdi 


3. Abgeordneter 

Ollesdi 


4. Abgeordneter 

Schedl 


5. Abgeordneter 

Leicht 


6. Abgeordneter 

Leicht 


7. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


Trifft es zu, daß die Qualifikationsanforderun- 
gen für Berufskraftfahrer (Taxi, Bus etc.) in 
den einzelnen Bundesländern unterschiedlich 
sind, insbesondere auch im Hinblick auf die 
turnusmäßigen medizinischen Untersuchun- 
gen? 

Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
darauf hinzuwirken, daß für alle Berufskraft- 
fahrer in der Bundesrepublik Deutschland glei- 
che Voraussetzungen zur Berufsausbildung ge- 
schaffen werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um dem besonders im Handwerk immer 
stärker werdenden Lehrlingsmangel entgegen- 
zutreten? 

Worauf stützt die Bundesregierung die von 
Bundesminister Ehmke gemäß Pressemeldung 
(Rundschau am Sonntag vom 28. März 1971) 
aufgestellte Behauptung, daß 1970 das beste 
Wirtschaftsjahr in der Geschichte der Bundes- 
republik Deutschland gewesen sei? 

Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, daß 
die Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1970 
nach den Berechnungen der OECD im Ver- 
gleich zu den anderen bedeutsamen Industrie- 
nationen die höchste Preissteigerungsrate des 
Bruttosozialprodukts gehabt hat? 

Rechnet die Bundesregierung damit, daß noch 
in diesem Jahr eine erste Rate des Konjunk- 
turzuschlags zurückgezahlt wird? 
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8. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht, 

Dr. Geßner daß ähnlich der zentralen Erfassungsstelle 

für Verkehrssünder in Flensburg eine zentrale 
Kartei zur Registrierung von Wirtschaftsstraf- 
tätern, insbesondere von Personen, die Steuer- 
hinterziehung begangen haben, eingerichtet 
wird? 

9. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Engelsberger rung, den Dollarzufluß in die Bundesrepublik 

Deutschland zu stoppen und den nachteiligen 
Folgen für die Stabilität unserer Währung 
entgegenzuwirken, nachdem sich nach der 
jüngsten Diskontsenkung der Deutschen Bun- 
desbank der gewünschte Erfolg nicht einge- 
stellt hat? 

10. Abgeordneter Welche positiven wirtschaftlichen Folgen wird 

Dr. Slolta der Erste Rahmenplan für die Gemeinschafts- 

aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaf tsstruktur'\ der am 1. Januar 1972 in 
Kraft treten soll, für das Saarland haben? 

11. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 

Wagner zu, daß dem Erwerb von Anteilen an deutschen 

(Günzburg) Immobilienfonds Bedeutung für die Vermö- 

gensbildung zukommt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 

Gallus gärtnerischen Produktion in Holland seit Mo- 

naten Zuschüsse zur Energieversorgung für 
Gärtnereibetriebe durch Rückerstattungen bei 
der Mineralölsteuer bzw. Zuschüsse für die 
Umstellung auf Erdgas gewährt werden, was 
bei der starken Konkurrenzstellung des hol- 
ländischen Gartenbaus auf deutschen Märkten 
zu einer erheblichen Wettbewerbsverzerrung 
für Gärtnereiprodukte am deutschen Markt 
führt? 

13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die von der Ar- 

Gallus beitsgruppe „Wettbewerbsbedingungen in der 

Landwirtschaft" der EG-Kommission getroffe- 
ne Feststellung, daß diese von den Niederlan- 
den durchgeführten Maßnahmen mit dem Ge- 
meinsamen Markt nicht vertretbar sind, zum 
Anlaß nehmen, für den deutschen Gartenbau 
einen Ausgleich durch nationale Maßnahmen 
herbeizuführen? 

14. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Löffler abgabewillige Landwirte, die jedoch keinen 

Pächter für ihr Land finden, in den Kreis der 
Berechtigten für die Landabgaberente einzu- 
beziehen? 
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15. Abgeordneter 

Löffler 


16. Abgeordneter 

Dr. Früh 


17, Abgeordneter 

Dr. Früh 


18. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


19. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 


20. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 


Wieviel Pflanzenschutzmittel sind bisher auf 
Grund des § 7 Abs. 1 des Pflanzenschutzgeset- 
zes zur Zulassung angemeldet worden, und 
wieviel endgültige Zulassungen hat die Bio- 
logische Bundesanstalt bisher ausgesprochen? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Aussage von Vizepräsident Mansholt in 
„Agrar-Europe“ (30. März 1971, Nr. 13), daß 
bei den Brüsseler Beschlüssen im Hinblick auf 
Strukturmaßnahmen „nichts wesentliches" aus 
dem Memorandum von 1968 (Erster Mansholt- 
Plan) aufgegeben worden sei? 

Kann die Bundesregierung den Widerspruch 
klären zwischen der Aussage des französischen 
Landwirtschaftsministers und derzeitigem 
Ratspräsidenten Cointat, „es gibt keinen Pla- 
fond mehr" und der Auffassung von Staats- 
sekretär Emde, daß die Strukturmaßnahmen 
nach wie vor plafondiert seien? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die in den norddeutschen Küstengewässern 
liegenden Aufzuchtgebiete der Garnelen und 
hochwertiger Plattfische vor Schäden und Zer- 
störungen zu schützen, die nach erfolgter Frei- 
gabe der Küstengewässer für Fischerei-Fang- 
schiffe aus allen EWG-Staaten befürchtet wer- 
den? 

Weshalb hat die Bundesregierung bislang 
nicht den Aufwertungsverlust ausgeglichen, 
der den Zuckerherstellern dadurch entstanden 
ist, daß ihre Fabrikationsspanne ebenso wie 
die Agrarpreise an die EWG-Rechnungsein- 
heit gebunden ist, und obwohl die Kommission 
der europäischen Gemeinschaften die Berechti- 
gung derartiger Ausgleichszahlungen aner- 
kannt hat? 

Welche Gründe veranlassen das Bundesfinanz- 
ministerium, die Produktionsabgabe der Rü- 
benanbauer als eine Entgeltminderung anzu- 
sehen, obwohl diese • — nach der Verordnung 
über die Erhebung einer Produktionsabgabe 
für Zucker vom 13. Mai 1969 — doch unbe- 
stritten eine Öffentliche Abgabe sein dürfte? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


21. Abgeordneter Trifft die DPA-Meldung vom 26. März 1971 
Memmel zu, wonach Italien ab 12. Juni 1971 trotz der 

am 8. Februar 1971 im Europäischen Parlament 
einstimmig gefaßten Entschließung auf die Mit- 
führung der grünen Versicherungskarte bei 
Italienreisen deutscher Autofahrer besteht? 
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22. Abgeordneter 

Gramer 


23. Abgeordneter 
Rawe 


24. Abgeordneter 
Rawe 

25. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


26. Abgeordneter 

Peiter 


27. Abgeordneter 

Dr. Apel 


28. Abgeordneter 

Dr. Apel 


29. Abgeordneter 
Werner 


Ist die Bundesregierung bereit, die Regelung 
in der neuen Straßenverkehrs-Ordnung betr. 
Mitbenutzung von Radwegen durch Mofas zu 
überprüfen, um Radfahrer und Fußgänger vor 
neuen Gefahren zu schützen? 

Ist es zutreffend, daß eine große Anzahl von 
Anträgen bauwilliger Mitarbeiter der Deut- 
schen Bundesbahn auf Arbeitgeberdarlehen 
abschlägig beschieden werden müssen? 

Welche Nachteile entstehen dadurch den Be- 
diensteten der Deutschen Bundesbahn? 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, auf den 
Hinweis der dänischen Botschaft zu reagieren, 
daß die beabsichtigte Versenkung von 3000 
Giftfässern im Nordmeer durch deutsche Fir- 
men zu ernsten Schäden für den Fischbestand 
in diesem Seegebiet führen wird? 

Wird die Bundesregierung die ungleichmäßige 
Behandlung von Bediensteten der Deutschen 
Bundesbahn und des Postreisedienstes beseiti- 
gen, in dem sie die Vorschriften für den Post- 
reisedienst den Dienstdauervorschriften der 
Deutschen Bundesbahn angleicht? 

Sieht die Bundesregierung in der Umschrei- 
bung des 9000 BRT großen Motorschiffes Woer- 
mann-Nyanga der Deutschen Afrika Linie auf 
liberianische Flagge einen ersten Versuch, auf 
diese Weise den Bestimmungen der west- 
deutschen Steuer- und Sozialgesetzgebung zu 
entgehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, deutschen Ree- 
dereien, die den Schritt zu den „billigen Flag- 
gen" gehen, jegliche Neubauzuschüsse und 
andere schiffahrtspolitische Vorteile insbeson- 
dere im Bereich der Steuergesetzgebung zu 
sperren? 

Wie beurteilt der Bundesverkehrsminister die 
Tatsache, daß der technische Flugsicherungs- 
dienst in der Bundesrepublik Deutschland nur 
in Streikzeiten nach Vorschrift arbeitet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

30. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vereinbar mit 
Haase der Fortentwicklung einer modernen VermÖ- 

(Kellinghusen) gensbildungspolitik, wenn Angehörige der 

Bundeswehr (Soldaten und Zivilbedienstete) 
nur dann ein Familienheimdarlehen bewilligt 
bekommen, wenn an ihrem Dienstort ein 
Wohnungsfehlbestand nachgewiesen wird? 
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31. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


32. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


33. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


34. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


35. Abgeordneter 

Weigl 


Ist die Bundesregierung bereit, die Familien- 
heimriditlinien vom 16. November 1964 so zu 
ändern, daß die Erlangung eines Familien- 
heimdarlehns nicht von der Zufälligkeit des 
jeweiligen Wohnungsmarkts abhängig ist, da- 
mit für alle Antragsteller gleiches Recht gilt? 


Trifft es zu, daß Blinde bei der Vergabe von 
Wohnungen auf dem freien Wohnungsmarkt 
benachteiligt werden und aus diesem Grunde 
allgemein in schlechteren Wohnverhältnissen 
leben müssen? 

Auf welche Weise könnten solche Benachteili- 
gungen bei der Vergabe öffentlich geförderter 
Wohnungen ausgeglichen werden? 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land Zweitwohnungen (bzw. Ferienwohnun- 
gen) im In- und Ausland besitzen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
wegen der gestiegenen Baukosten die Sonder- 
mittel des Bundes für kinderreiche Familien 
bei Gruppenbauvorhaben im Zonenrandgebiet, 
z. B. in Weiden/Vohenstraußerstraße und Tir- 
schenreuth, zu erhöhen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Hal- 
Schirmer len- und Freibädern oft die Schwimmaufsicht 

nicht gewährleistet und der Schwimmunter- 
richt nicht erteilt werden kann, weil Schwimm- 
meistergehilfen fehlen und deren Ausbildungs- 
beruf und Ausbildungsordnung nicht gesichert 
sind? 


37. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die erfreu- 
Schirmer liehen Initiativen und Anstrengungen der Ge- 

meinden, Landkreise und Bundesländer für 
den Bäderbau zu unterstützen, indem sie als- 
bald die Verordnung für den Ausbildungsberuf 
des Schwimmeistergehilfen und die entspre- 
chende Ausbildungsordnung erläßt, um eine 
noch bessere Nutzung der Bäder durch Bürger 
und Schüler zu ermöglichen? 


38. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Ist die Bundesregierung bereit, als Konsortial- 
partner in den Gremien des Organisations- 
komitees und der Olympia-Baugesellschaft für 
die Spiele der XX. Olympiade 1972 zu erwir- 
ken, daß über die im fünften Zwischenbericht 
der Bundesregierung über Vorbereitung und 
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39. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


40. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


41, Abgeordneter 
Dr. Gölter 


42. Abgeordneter 

Dr. Gölter 

43. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 


44. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 

45. Abgeordneter 
Dr, Evers 


46. Abgeordneter 

Dr. Evers 


47. Abgeordneter 
Scheu 


Gesamtfinanzierung der Olympischen Spiele 
1972 (Drucksache VI/1968) aufgeführten Sport- 
anlagen hinaus keine weiteren Sportstätten 
mehr gebaut werden, wie dies z. B. mit der 
Errichtung einer Eisschnellaufanlage gesche- 
hen sollte? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zu 
verhindern, daß von den Vertretern der Kon- 
sortialpartner und der olympischen Gremien 
öffentliche Äußerungen zur Entwicklung der 
Organisations- und Investitionskosten gemacht 
werden, die erheblich voneinander abweichen 
und zur berechtigten Kritik in der Öffentlich- 
keit Anlaß geben? 

Wird die Bundesregierung den Vorschlag des 
Verbandes kommunaler Unternehmen auf grei- 
fen und bei Planungen neuer Wohngebiete 
nur solche Vorhaben fördern, die den Einbau 
emissionsfreier Heizformen vorsehen, wo im- 
mer das technisch und örtlich möglich ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
bei Hinterbliebenen, die unter die Mindest- 
versorgung fallen, den Schutz im Krankheits- 
fall zu verbessern und nach Gewährung der 
Beihilfen verbleibende Kostenlücken zu dek- 
ken? 

Wie groß ist der Personenkreis, der unter die 
Mindestversorgung fällt? 

Wieviel Raubüberfälle wurden im Jahre 1970 
in der Bundesrepublik Deutschland auf Banken 
und Sparkassen sowie Geldtransporte verübt, 
und welche Geldbeträge fielen bei dieser Ge- 
legenheit den Tätern in die Hände? 

Wie lauten die Vergleichszahlen für das Jahr 
1960? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Namen 
der an der Einfuhr und Ablagerung giftiger 
Abfallstoffe beteiligten deutschen Firmen be- 
kanntzugeben? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung seit 
meinen mündlichen Fragen A. 13 und 14 
(Drucksache VI/1916) unternommen, um die 
Einfuhr giftiger Abfallstoffe in die Bundesre- 
publik Deutschland zu verhindern? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
geplant, um eine rapide steigende Gefährdung 
bei der Trinkwasserversorgung aus dem Rhein 
zu vermeiden, und zwar in Richtung Reduzie- 
rung der Versalzung des Rheins und des Ge- 
halts an Schwermetallen, deren Salze giftig 
sind und der thermischen Gewässerbeeinträch- 
tigungen durch Einleitung von Kühlwasser aus 
Großkraftwerken? 
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48. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
Scheu ergreifen, um die Abwässerlieferanten in den 

drei Rhein-Ländern einheitlich zu ähnlichen 
Leistungen zu zwingen, wie sie von den Was- 
serwerken bereits erbracht werden müssen? 


49. Abgeordneter 

Baeudile 


50. Abgeordneter 

Baeuchle 


51. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 


52. Abgeordneter 
Möhring 


53. Abgeordneter 
Möhring 


Sieht sich die Bundesregierung veranlaßt, die 
Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 20. März 1971 als zutreffend zu bestäti- 
gen, daß nach Angabe der Oberfinanzdirek- 
tion Freiburg allein im Januar dieses Jahres 
20 Eisenbahnwaggons mit 381 740 Kilogramm 
Chemierückständen, die eine ätzende alkali- 
sche Lösung enthielten, von Basel aus in die 
Bundesrepublik Deutschland (Bestimmungsort 
Geroldsheim in der Pfalz) eingeführt worden 
seien und diese Menge als monatliche Durch- 
schnittsmenge gelten könne? 


Wenn ja: Erscheint es der Bundesregierung 
nicht notwendig, die Rechtsverordnung über 
„Verbot und Beschränkungen über den grenz- 
überschreitenden Warenverkehr" so abzuän- 
dern bzw. zu ergänzen, daß einschränkende 
Maßnahmen — auch in den Fällen der Erhe- 
bung von Einfuhrumsatzsteuer — dann nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen sind, wenn die 
Schädlichkeit des importierten Abfallguts von 
der „Zolltechnischen Prüf- und Lehranstalt" in 
Frankfurt oder anderen geeigneten Instituten, 
einwandfrei nachgewiesen werden kann? 


Nach welchen Kriterien bemißt die Bundesre- 
gierung die Förderungswürdigkeit von inter- 
nationalen Filmwochen in der Bundesrepublik 
Deutschland, und welche Bedeutung kommt da- 
bei insbesondere haushaltsrechtlichen Bestim- 
mungen zu? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Frage der Versorgungsansprüche ehemaliger 
Berufsunteroffiziere das Oberverwaltungsge- 
richt Lüneburg in Urteilen vom 24. September 
1969 und 29. März 1971 festgestellt hat, daß 
im 131er-Gesetz Lücken dadurch bestehen, daß 
die Anrechnung der Dienstzeiten: Arbeits- 
dienst (FAD, RAD) — Wehrmachtsdienst- 
zeit — Kriegsgefangenschaft bei Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes unterschiedlich ge- 
handhabt wird und für persönlich unverschul- 
det unterbliebene Beschulung auf den künfti- 
gen Zivilberuf kein Berufsschadensausgleich 
geschaffen wurde? 

Wann und in welcher Weise gedenkt die Bun- 
desregierung, diese ungerecht geregelte Ver- 
sorgungssituation der ehemaligen Berufsunter- 
offiziere zu beseitigen und die offensichtlich 
vorhandenen Lücken im 131er-Gesetz zu 
schließen? 
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54. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei den Ver- 
handlungen mit der EWG darauf hinzuwirken, 
daß die gesetzgeberischen Maßnahmen, sowie 
die Rechts- und Verwaltungsvorschriften ge- 
gen die sich in alarmierender Weise verstär- 
kende Verunreinigimg der Luft auf Grund vor- 
liegender Forschungsergebnisse und in den 
Mitgliedstaaten gewonnener Erfahrungen auf- 
einander abgestimmt werden? 


55. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdhweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, in der EWG 
mit dem Ziel zu verhandeln, daß die gesamten 
Forschungsmaßnahmen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes zur Erreichung größtmöglicher 
Effektivität in einer zentralen Forschungsstelle 
(EURATOM) zusammengefaßt und die Mit- 
gliedstaaten zum Austausch ihrer Erkenntnisse 
an diese Stelle verpflichtet werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


56. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


Wird sich die Bundesregierung entsprechend 
der Entschließung der 58, Interparlamentari- 
schen Konferenz vom Oktober 1970 in Den 
Haag um eine beschleunigte Ratifizierung des 
„Übereinkommens zur Bekämpfung der wider- 
rechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen" 
bemühen, das auf der Konferenz der Interna- 
tionalen Zivilluftfahrtorganisation am 16. De- 
zember 1970 imterzeidmet wurde? 


57. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung in 
Memmel Ausführung des Beschlußes des Bundesver- 

fassungsgerichts vom 21, Januar 1969 (2 BvR 
724/67) die veralteten Vorschriften über die 
Ersatzzustellung, insbesondere über die „Nie- 
derlegung bei der Post" zu ändern? 


58. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
Hansen ergreifen, um die Wirtschaftskriminalität (Be- 

trug, Wettbewerbs- und Treubruchdelikte, Wu- 
cher, Hehlerei, Abgabenhinterziehung, Insol- 
venzunwesen usw.) in der Bundesrepublik 
Deutschland wirksamer als bisher zu bekämp- 
fen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


59. Abgeordneter Welche steuerlichen oder sonstigen Maßnah- 
Schedl men kann die Bundesregierung zur Entlastung 

des Friseurhandwerks ergreifen, das derzeit 
von einem empfindlichen Umsatzrückgang, 
verursacht durch Modeerscheinungen und den 
zunehmenden Gebrauch von Perücken, betrof- 
fen ist? 
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60. Abgeordneter 

Hödierl 

Wie hodi ist die steuerliche Hektarbelastung 
der Landwirtschaft in den einzelnen EWG-Län- 
dern? 

61. Abgeordneter 

Hödierl 

Ist die Bundesregierung bereit, etwaige steuer- 
liche Wettbewerbsverzerrungen durdi die An- 
passung der nationalen Steuergesetzgebung 
auszugleidien? 

62. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 

Glaubt die Bundesregierung, daß die Regelung 
in Abschnitt 36 a Abs. 2 der Lohnsteuer-Richt- 
linien 1970, die es den Finanzämtern nicht ge- 
stattet, Rückzahlungen von Studiendarlehen 
als Sonderausgaben nach § 10 Nr. 9 des Ein- 
kommensteuergesetzes in bestimmtem Umfang 
ab 1969 zu berücksichtigen, mit dem Sinn der 
gesetzlichen Regelung und dem bildungspoli- 
tischen Konzept der Bundesregierung überein- 
stimmt? 

63. Abgeordneter 
Dr. Arndt 
(Hamburg) 

Hat der Bundesminister der Finanzen bei der 

Abfassung des Abschnitts 36 a Abs. 2 der 
Lohnsteuer-Richtlinien 1970 berücksichtigt, daß 
nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
die Rückzahlung von Studiendarlehen in der 

Regel auch nicht als außergewöhnliche Bela- 
stung nach § 33 des Einkommensteuergesetzes 
zugelassen wird? 

64. Abgeordneter 

Midc 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß, obwohl 
die Wieder gutmachungs verbände im Februar 

1968 dringend davor gewarnt haben, einen 

Abbau der Entschädigungsbehörden zu früh- 
zeitig vorzunehmen, die Abwicklung der Wie- 
dergutmachung teilweise noch sehr im Rück- 
stand ist und der Regierungspräsident Köln 
ein Merkblatt im Februar 1970 Az. 56. I — All- 
gemein — herausgegeben hat, wonach An- 
träge nach § 4 BEG zurzeit nur noch vmter sehr 
einschränkenden Bedingungen bearbeitet wer- 
den? 

65. Abgeordneter 
Mid£ 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 

Antwort des Innenministers NRW vom 12. Fe- 
bruar 1968, daß die Planungen davon ausge- 
gangen sind, daß keine Entschädigimgsbehör- 
de aufgelöst wird, solange bei ihr noch uner- 
ledigte Anträge in größerer Zahl vorliegen, 
und was gedenkt die Bundesregierung zur Ab- 
hilfe zu tun? 

66. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 

Umfang Steuervorteile für den Erwerb von 

Zweitwohnungen durch Umgehung der Vor- 
schrift über die Eigennutzung in Anspruch 
genommen werden, und ist sie deshalb bereit, 
den Erwerb von Zweitwohnungen so schwer 
wie möglich zu machen? 
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67. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für möglich, daß 
Wagner durch eine Änderung der Bestimmung über 

(Günzburg) die Verwendung von Bausparguthaben ein 

verstärkter Anreiz für den Erwerb von Immo- 
bilienzertifikaten geschaffen werden kann? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

68. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht, 

Bredl bundeseinheitliche Regelungen zu schaffen, de- 

ren Ziel es sein sollte, die Vermietung von 
Wohnräumen an ausländische Arbeitnehmer 
und auch die Belegung von Massenunterkünf- 
ten mit solchen Arbeitnehmern zu überwachen, 
um zu verhindern, daß wucherische Mieten 
verlangt und menschenunwürdige Wohnbedin- 
gungen entstehen können? 

69. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 

Dröscher zur Zeit von der Deutschen Bundesbahn durch- 

geführten Datenerhebung zur Rentenberech- 
nung die Zeiten des freiwilligen Arbeitsdien- 
stes vor dem 1. Oktober 1935 nicht als Ersatz- 
zeit nach § 1251 Abs. 1 Nr. 1 RVO angerech- 
net werden, obwohl seinerzeit einer großen 
Zahl jüngerer Arbeitsloser nicht nur nahege- 
legt wurde, diesem Arbeitsdienst beizutreten, 
sondern auch bei großen Teilen ein echtes 
Engagement für die Arbeit in der damaligen 
Situation gegeben war und diese unterschied- 
liche Stellung gegenüber einer zur gleichen 
Zeit ertragenen Arbeitslosigkeit, die als Er- 
satzzeit angerechnet wird, als besondere Be- 
nachteiligung empfunden werden muß? 

70. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Perso- 

Henke nen, die nach dem Berufsförderungsgesetz an 

Maßnahmen zur beruflichen Umschulung oder 
Weiterbildung teilnehmen, oft — wie z. B. in 
Köln — ein Jahr und länger auf das ihnen 
zustehende Geld warten müssen? 

71. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Henke diesem Mißstand grundsätzlich abzuhelfen? 

72. Abgeordneter Wie wird die Lebenssituation der Kriegerwit- 

Varelmann we bewertet, die auch Bezüge aus der Renten- 

versicherung empfängt? 

73. Abgeordneter Wie wird die Lebenssituation einer Arbeiter- 

Varelmann Witwe bewertet, die Rentenleistungen aus der 

Rentenversicherung der Arbeiter bezieht und 
deren früherer Ehemann in etwa gleicher Ar- 
beitsposition stand wie der der Kriegerwitwe? 
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74. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die erforder- 

Dr. Fuchs liehen Schritte einzuleiten, um den Teilneh- 

mern an überbetrieblichen Maßnahmen der 
beruflichen Fortbildung und Umschulung, die 
durch die Bundesanstalt für Arbeit durchge- 
führt werden, vermögenswirksame Leistungen 
zu gewähren? 


75. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 

Dr. Fuchs Mittel, die ggf. von der Bundesanstalt oder 

über Zuschüsse des Bundes aufgebracht wer- 
den müßten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


76. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß, 
Dröscher auch unter Abwägung der Gesichtspimkte der 

Wehrgerechtigkeit, bisher von der Ableistung 
des Grundwehrdienstes zurüchgestellte Väter 
von zwei Kleinkindern jetzt einberufen wer- 
den und dadurch für eine vom Standpunkt der 
Familienförderung unerträgliche Zeit von Frau 
und Kindern getrennt werden? 


77. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei der Auswahl der Bewerber 
Dr. Jenninger für die Ausbildung zum Offizier des militär- 
fachlichen Dienstes vorrangig das Ergebnis 
eines eineinhalbstündigen psychologischen 
Tests für die Eignung oder Nichteignung aus- 
schlaggebend war? 


78. Abgeordneter In welchem Umfang wurden die dienstlichen 
Dr. Jenninger Beurteilungen durch die Vorgesetzten bei der 
Auswahlprüfung herangezogen? 


79. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Regelung noch 
Dr. Schmitt- weiterhin für gerechtfertigt, wonach freiwillige 

Vochenhausen Bewerber bei der Bundeswehr grundsätzlich 
keinen finanziellen Ausgleich für Verdienst- 
ausfall aus Anlaß der Vorstellung bei der Bun- 
deswehr erhalten? 


80. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Heizungs- 
Peiter kostenzuschüsse für zentralbeheizte Wohnun- 

gen von Angehörigen der Bundeswehr der 
Besoldungsgruppen Al bis A 9 wieder einzu- 
führen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


81. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung angesichts der 
Dr. Jungmann sozialen Bedeutung und des Nachwuchsman- 
gels in bestimmten Heilberufen, wie z. B. me- 
dizinisch-technische Assistenten oder Beschäf- 
tigungstherapeuten, heute noch für vertretbar, 
daß die Ausbildungskosten, insbesondere auch 
die Kosten für Unterbringung, Verpflegung 
und sogenannte Materialkosten während der 
vorgeschriebenen Praktika von den in der Aus- 
bildung stehenden Bewerbern selbst aufge- 
bracht werden müssen? 


Kann die Bundesregierung genaue Angaben 
über Zahl und Ursache der Geschlechtserkran- 
kungen in der Bundesrepublik Deutschland 
machen, und welche praktischen Maßnahmen 
neben den schon vorhandenen gesetzlichen 
Vorschriften und der eingeleiteten Aufklärung 
gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, um 
die offensichtlich ständig steigende Zahl von 
Geschlechtserkrankungen spürbar zu mindern? 

83. Abgeordneter Wieso erklärt die Bundesregierung in ihrer 

Kiechle schriftlichen Antwort (Stenographischer Bericht 

über die 111. Plenarsitzung am 26. März 1971, 
Seite 6566) auf meine mündliche Frage A. 69 
(Drucksache VI/1983), der von mir zitierte 
Satz: „Fleisch, Eier, Milch und Butter machten 
Kinder blaß, aufgeschwemmt, verstopft und 
appetitlos imd gegen Infektionen anfällig'* fin- 
de sich an keiner Stelle der Broschüre „Die 
Ernährung des Kleinkindes und des Schulkin- 
des", wenn imter Abschnitt IX folgender Satz 
steht: „Die sog. kräftige Kost mit reichlich 
Fleisch, Eiern, Milch und Butter macht Kinder 
blaß, aufgeschwemmt, verstopft, appetitlos und 
gegen Infektionen anfällig" ? 

84. Abgeordneter Hält die Bundesregierimg die unter Abschnitt 

Kiedüe IX ihrer oben angeführten Broschüre abge- 

druckte Behauptung aufrecht, oder ist sie gege- 
benenfalls bereit, bei einer Neuauflage der 
Ernährungsfibel diesen Abschnitt so zu ändern, 
daß Mißdeutungen ausgeschlossen sind? 

85. Abgeordneter Sind die im Handel frei erhältlichen Appetit- 

Härzschel zügler auf ihre gesundheitlichen Auswirkun- 

gen überprüft, und ist die Unschädlichkeit fest- 
gestellt worden? 


82. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


86. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor 
Härzschel allem von Frauen über schädliche Nebenwir- 

kungen geklagt wird? 
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87. Abgeordneter Sind neue Tatsachen bekanntgeworden, die 

Siegler sdimidt die Verwirklidiung der Ankündigung der Bun- 

desregierung vom 3. Dezember 1970, das Rati- 
fizierungsverfahren hinsichtlidi des UNO-Ein- 
heitsabkommens über Suchtstoffe 1961 werde 
in ein bis zwei Monaten eingeleitet, immöglicfa 
gemacht haben? 

88. Abgeordneter Waren die Schwierigkeiten, die — bis jetzt — 
Sieglersdimidt zehn Jahre die Ratifizierung des UNO-Ein- 

heitsabkommens über Suditstoffe 1961 verhin- 
dert haben, bei der Unterzeichnung des Ab- 
kommens voraussehbar? 

89. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Strohmayr die in Gaststättenbetrieben bisweilen beobach- 

tete Warenunterschiebung durch Abgeben ei- 
nes anderen als des bestellten Erzeugnisses 
ohne Unterrichtung des Gastes nach § 4 Nr. 3 
des Lebensmittelgesetzes ausreichend als Irre- 
führung geahndet werden kann? 

90. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, strenge gesetz- 

Strohmayr liehe Maßnahmen zur Ahndung der genannten 

Warenunterschiebung im neuen Gesetzentwurf 
zur Gesamtreform des Lebensmittelrechts zu 
verankern? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


91. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Hansen Empfehlung der Kultusministerkonferenz vom 

12. März 1970, wonach für die während einer 
Übergangszeit dienenden Wehrpflichtigen die 
erhöhte Voraussetzung zum Besuch von Fach- 
hochschulen entfallen soll, nicht durchführbar 
ist, weil es erwiesenermaßen für einen Studen- 
ten, der nur die Voraussetzungen für die Fach- 
schule erworben hat, trotz Ergänzungslehrgän- 
gen nicht möglich ist, dem Unterricht an einer 
Fachhochschule zu folgen, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um den Studenten 
zu helfen? 

92. Abgeordnete Hat die Bundesregierung bei ihrer Bildungs- 

Frau Jacob! Planung schon einmal den Bedarf an Akade- 
(Marl) mikem nach einzelnen Wissensgebieten imd 

Berufssparten errechnet? 

93. Abgeordnete Wann gedenkt die Bundesregierung, solche 

Frau Jacobi Zahlen zur Grundlage ihrer Planung zu ma- 
(Marl) chen und zu veröffentlichen? 
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94. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, Maßnahmen im 

Dr. Slotta Bereich des Fernlehrwesens zum Zwecke der 

Vermeidung privatwirtschaftlichen Mißbrauchs 
bzw. zur Absicherung der Interessierten zu 
ergreifen? 

95. Abgeordneter Von welchem Bundesanteil an den Gesamtaus- 

Pfeifer gaben von Bund, Ländern und Gemeinden für 

das Bildungswesen in den Jahren 1972, 1973, 

1974 und 1975 ist die Bundesregierung in der 
letzten Sitzung der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung ausgegangen, wenn man 
die im Anschluß an diese Sitzung von Herrn 
Bundesminister Leussink genannten Gesamt- 
bildungsausgaben von 35 Milliarden DM für 
1972, 39,7 Milliarden DM für 1973, 45,4 Mil- 
liarden DM für 1974 und 51 Milliarden DM für 

1975 ausgeht? 

96. Abgeordneter Wie werden sich im Rahmen dieser Vorstel- 

Pfeifer lungen die Mittel für die allgemeine For- 

schungsförderung in den genannten Jahren 
verglichen mit den Haushaltsansätzen für 1971 
entwickeln? 


Gesdiäftsbereicii des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

97. Abgeordneter In welcher Weise hat die Bundesregierung der 

Ott Stadt Augsburg seit der Erklärung des Herrn 

Bundeskanzlers in einer Anzeige in der Augs- 
burger Allgemeinen Zeitung vom 7. März 
1970: „Sie wissen, daß wir gegenwärtig be- 
müht sind, Augsburg bei der Lösung seiner 
Zukunftsaufgaben zu helfen" tatsächlich ge- 
holfen? 

98. Abgeordneter Hat die Stadt Augsburg das vom Herrn Bun- 

Ott deskanzler am 7. März 1970 gemachte Ange- 

bot, wonach sie bei der Bundesregierung stets 
offene Türen findet, bisher in Anspruch ge- 
nommen und wie? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


99. Abgeordnete Wann ist mit der Vorlage des Ratifizierungs- 
Frau Renger gesetzes zum deutsch-französischen Abkom- 
men über die Verfolgung bestimmter Verbre- 
chen vom 2. Februar 1971 zu rechnen? 

100. Abgeordnete Wie groß wird der Personenkreis angenom- 
Frau Renger men, der nach diesem Gesetz unter deutsche 
Strafverfolgung fiele? 
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101. Abgeordnete 

Frau Brauksiepe 


102. Abgeordnete 

Frau Brauksiepe 


103. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


104, Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


105. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautem) 


106. Abgeordneter 
Reddemann 


Besteht die Möglichkeit, einen Einkommens- 
vergleich der Ortskräfte an den Deutschen 
Schulen in Madrid und Barcelona — getrennt 
nach Grundgehalt und zusätzlichen Zuwendun- 
gen — herbeizuführen und im Falle unter- 
schiedlicher Besoldung festzustellen, welche 
Gegebenheiten zu abweichenden Regelungen 
geführt haben? 


Kann die Deutsche Botschaft in Madrid aufge- 
fordert werden, eine Angleichung der Einkom- 
men in Verhandlungen mit dem Schulvorstand 
herbeizuführen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die pol- 
nische Militärmission in Westberlin die Ertei- 
lung von Besucherreisevisen an Bundesbürger 
und Westberliner z. T. ablehnt, wenn im deut- 
schen Reisepaß der Geburtsort des Antragstel- 
lers auch bei vor 1945 geborenen Personen in 
Übereinstimmung mit der Geburtsurkunde in 
der deutschen (statt der polnischen) Ortsbe- 
zeichnung eingetragen ist, und welche geeig- 
neten Schritte zur Abhilfe wird die Bundesre- 
gierung ggf. unternehmen? 


Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auf- 
fassungen, die der stellvertretende polnische 
Außenminister Willmann in einem Interview 
mit der kommunistischen Zeitschrift „Unsere 
Zeit" am 3. April 1971 vertreten hat und ins- 
besondere seine Behauptung, daß aus dem 
unzweideutigen Text des deutsch-polnischen 
Vertrages hervorgehe, „daß die Bundesregie- 
rung nur im Namen eines imaginären Deutsch- 
land spricht und handelt"? 


Bedeutet nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die Meinung des stellvertretenden pol- 
nischen Außenministers Willmann „aber wir 
werden nicht gestatten, daß unter dem Schlag- 
wort Familienzusammenführung bei uns eine 
Abwerbung von Arbeitskräften betrieben 
wird", daß die in Polen bisher nicht veröffent- 
lichte „Information der Regierung der Volks- 
republik Polen . . . über Maßnahmen zur Lö- 
sung humanitärer Probleme" von polnischer 
Seite restriktiv ^usgelegt wird? 


Was bedeutet konkret, im Sinne der sowjeti- 
schen und polnischen Interpretation der Ost- 
verträge, die Behauptung des polnischen stell- 
vertretenden Außenministers Willmann, daß 
die praktischen Konsequenzen des deutsch- 
polnischen Vertrages „Änderungen in der Ge- 
setzgebung, und das betrifft solche Gesetze, 
die nicht mit dem Vertrag im Einklang stehen" 
erforderten (Interview in „Unsere Zeit", 
3. April 1971)? 
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107. Abgeordneter 
Petersen 


108, Abgeordneter 

Breidbach 


109. Abgeordneter 

Weigl 


110. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


111. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


Versteht die Bundesregierung die „prakti- 
schen Konsequenzen" des deutsch-polnischen 
Vertrages ebenso wie der polnische stellver- 
tretende Außenminister Willmann, der u. a. 
diese in einer „Neutralisierung und politischen 
Eliminierung" sogenannter „revanchistischer 
Kräfte und Organisationen" sieht (Interview 
in „Unsere Zeit", 3. April 1971)? 

Wertet die Bundesregierung es als einen Bei- 
trag zur Entspannung und Normalisierung, 
wenn der stellvertretende polnische Außen- 
minister Willmann in einem Interview mit der 
DKP-Zeitung „Unsere Zeit" am 3. April 1971 
sagt, „Kulturaustausch, Aufhebung der Visa- 
pflicht, Jugendwerk und dergleichen" seien 
„demagogische Vorschläge"? 

In welcher Weise hat die Sowjetunion gegen- 
über Japan auf die sogenannten Interventions- 
artikel der UNO-Charta verzichtet? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in 
Kreisen der Europäischen Gemeinschaften der 
Plan erwogen wird, im Zusammenhang mit 
dem Beitritt Großbritanniens und anderer Län- 
der den Sitz der Gemeinschaftsorgane von 
Brüssel und Luxemburg nach Paris bzw. teil- 
weise nach Paris und teilweise nach London 
zu verlegen? 

Würde die Bundesregierung die Verwirkli- 
chung solcher Pläne für politisch wünschens- 
wert halten? 


112. Abgeordneter Wie unterscheiden sich die Mittel der Bundes- 
Werner regierung, ihrer Deutschlandpolitik Nachdruck 

zu verleihen, von der sogenannten Hallstein- 
doktrin? 
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B, Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Stadt 

Leicht Weißenburg/Elsaß einen Teil des sogenannten 

Sequesterlandes (Eigentümer sind Deutsche) 
zu einem Teil mit Wohnungen bebaut hat, wo- 
für eine Entschädigung bis heute noch nicht 
gewährt worden ist? 

2, Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Leicht so schnell wie möglich wenigstens in diesen 

Fällen den Grundeigentümern zu einer Ent- 
schädigung zu verhelfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Trifft es zu, daß zur Finanzierung des für An- 
fang Juni in Frankfurt geplanten Künstlerkon- 
gresses keine Öffentlichen Mittel zur Verfü- 
gung gestellt werden, und welche Gründe wa- 
ren hierfür ggf. maßgebend? 

Weshalb hat die Bundesregierung bisher noch 
nicht den Beruf des Bademeisters als Ausbil- 
dungsberuf staatlich anerkannt und eine ent- 
sprechende Ausbildungsordnung erlassen? 

5. Abgeordneter Bis wann rechnet die Bundesregierung mit der 

Dr. Fuchs Grenzöffnung in Philippsreut (Landkreis Wolf- 

stein) für den Personenverkehr? 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren Ver- 

Dr. Fuchs handlungen mit der Regierung der CSSR um 

eine möglichst baldige Grenzöffnung auch 
das Kurzvisaverfahren in die Verhandlungs- 
ziele mit einzubeziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Jenninger den landwirtschaftlichen Warengenossenschaf- 
ten, welche in Bundesausbaugebieten und in 
marktfernen Gebieten ihren Sitz haben, da- 
durch bei ihren Absatzschwierigkeiten zu hel- 
fen, daß für diese Genossenschaften die Beför- 
derungsteuer für den Werkfernverkehr abge- 
baut oder ermäßigt wird? 


4. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 


3. Abgeordneter 

Pfeifer 
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8. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 

Feilermaier dem Urteil des Bundesfinanzhofs, „es gäbe 

keine objektiven Abgrenzungsmerkmale zwi- 
schen einem beruflich und privat benötigten 
Führerschein", sich die Fälle unterschiedlicher 
Handhabung durch die Finanzämter häufen, 
wenn Lohnsteuerpflichtige nach § 20 a Ziff. 9 
der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung den 
Erwerb des Führerscheins im Lohnsteuer] ah- 
resausgleich geltend machen? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung deshalb im Interesse 

Fellermaier der Lohnsteuerzahler bereit, diese Rechtsun- 

sicherheit durch eine Verwaltungsanordnung 
zu beseitigen? 

10. Abgeordneter Wieso erhält der „Verband der durch das NS- 
Dr. Abelein Regime geschädigten Wissenschaftler e. V." 

keine Bundesmittel, obwohl andere Verfolg- 
tenverbände seit über 20 Jahren seitens der 
Bundesregierung finanziert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


11. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß im 

Wagner Jahr 1971 der Import von Lederhandschuhen 

(Günzburg) erneut angestiegen ist, wodurch, in Verbin- 

dung mit dem gleichzeitigen Preisverfall für 
im Inland hergestellte Lederhandschuhe, die 
Existenz der deutschen Lederhandschuhindu- 
strie und der hier vorhandenen Arbeitsplätze 
stark gefährdet ist? 

12. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 

Wagner ergreifen, um die Existenzsicherung der deut- 

(Günzburg) sehen Lederhandschuhindustrie zu gewährlei- 

sten? 

13. Abgeordneter Gibt es Übersichten über die Schadensfälle in 

Dr. Schmitt- der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, aus 

Vockenhausen denen sich ergibt, in welchen Altersgruppen 

eine besondere Schadenshäufigkeit vorliegt? 

14. Abgeordneter Ergeben sich daraus Konsequenzen für die 

Dr. Schmitt- Prämiengestaltung bei der Kraftfahrzeug-Haft- 

Vockenhausen Pflichtversicherung? 

15. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die 1970 geänderte 

Meister Preisauszeichnungsverordnung auch für hoch- 

wertige Güter, z. B. für wertvollen Schmuck, 
noch für haltbar in Anbetracht der zunehmen- 
den Schaufenstereinbrüche? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


16. Abgeordneter In welcher Höhe sind in der Bundesrepublik 

Geldner Deutschland seit 1949 öffentliche Mittel für die 

Flurbereinigung eingesetzt worden, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die Effektivität 
dieser sehr teuren Maßnahmen auch im Hin- 
blick darauf, daß heute schon vielfach Zweit- 
und Drittbereinigungen notwendig werden? 

17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 

Picard Ausmaß in Italien und evtl, anderen Ländern 

der EWG Singvögel gefangen und als Delika- 
tesse verspeist werden? 

18. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Picard im Rahmen der EWG ein Verbot des Singvö- 

gelfangs zu erreichen, oder, wenn nicht, kann 
wenigstens der Import von Singvögeln in Kon- 
serven in die Bundesrepublik Deutschland un- 
terbunden werden? 


19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Richarts die Einfuhr von holländischem Schlachtgeflügel 

in die Grenzkreise Bitburg-Prüm, Daun und 
Wittlich die Hühnerpest ausgebrochen ist? 

20. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Richarts rung zu ergreifen, um die hiervon Betroffenen 

zu entschädigen und neue Schadensfälle zu 
vermeiden? 

21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Ministerrat 

Höcherl der EWG darauf zu dringen, daß die landwirt- 

schaftlichen Preisfestsetzungen auf mehrere 
Jahre hinaus beschlossen werden, damit die 
auf langfristige Wirtschaftsplanung angewie- 
sene Landwirtschaft sich betriebswirtschaftlich 
einrichten kann? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemit- 
Meinike teilungen, daß insbesondere im Bereich der 

(Oberhausen) Heimarbeit immer noch in erheblichem Maße 
gegen das Verbot der Kinderarbeit verstoßen 
wird, und welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, gegen diese angeführten Miß- 
stände vorzugehen? 
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23. Abgeordneter 

Wohlrabe 


24. Abgeordneter 

Wolf 


25. Abgeordneter 

Wolf 


26. Abgeordneter 

Link 


27. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


Beabsichtigt die Bundesregierung — ggf. im 
Rahmen einer Gesamtbereinigung von Härten 
im Recht der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung — , die Ersatzzeiten anders zu bewerten 
als nach dem geltenden Recht, um auszu- 
schließen, daß Kriegsteilnehmer bei der Ren- 
tenberechnung schlechter gestellt werden als 
diejenigen Versicherten, die nicht zum Kriegs- 
dienst herangezogen worden sind? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß Arbeitern nach einer Kur nur bei weiterer 
Krankschreibung durch einen Arzt eine zusätz- 
liche Schonzeit unter Weiterzahlung des Lohns 
gewährt wird, den Angestellten jedoch eine 
solche Schonzeit ohne das Erfordernis weiterer 
Krankschreibung zugestanden wird ? 

Sieht die Bundesregierung angesichts des Ur- 
teils des Bundesarbeitsgerichts in dieser Sache 
(Az. 5 AZR 398/70) die Notwendigkeit einer 
gesetzlichen Regelung, durch die auch in die- 
sem Punkt eine Gleichbehandlung von Ange- 
stellten und Arbeitern eingeführt wird? 

Hat ein Rentner, der als Arbeiter oder Ange- 
stellter erwerbstätig ist und damit auch Bei- 
träge zur gesetzlichen Krankenversicherung 
abführt, einen Anspruch auf Fortzahlung des 
Lohns bzw. des Gehalts sowie auf Kranken- 
geld, insbesondere ab der siebenten Woche 
der Krankheit? 

Hält die Bundesregierung auch heute noch an 
der vom Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung im Jahre 1967 dem Abgeordne- 
ten Peter Blachstein gegenüber vertretenen 
Auffassung fest, daß der Dienst in der Interna- 
tionalen Brigade während des Spanischen Bür- 
gerkrieges nicht als Dienst gern, § 6 des Bun- 
desversorgungsgesetzes anerkannt werden 
kann, oder werden Möglichkeiten geprüft, wie 
den republikanischen Spanien-Freiwilligen 
versorgungsrechtlich doch noch geholfen wer- 
den kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Evers junge, kurz nach Beendigung der Lehre einge- 

zogene Wehrpflichtige nicht Arbeitnehmer im 
Sinne des dritten Vermögensbildungsgesetzes 
sind und also die 30Voige Arbeitnehmerspar- 
zulage nicht erhalten können? 


29, Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung den jungen, 
Dr. Evers Wehrpflichtigen zu helfen, sollte es sich bei 

ihrer Einstufung in das dritte Vermögensbil- 
dungsgesetz um eine Gesetzeslücke handeln? 
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30. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


31. Abgeordneter 

Dr. Beermann 

32. Abgeordneter 
Engelsberger 


33. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


Zu welchem Ergebnis hat die im Weißbuch 
1970 (Drucksache VI/765, Nr. 129 Abs. 4) ange- 
kündigte Prüfung, den Soldaten einen Heiz- 
kostenzuschuß zu gewähren, wenn die Heiz- 
kosten einen bestimmten Prozentsatz des 
Grundgehalts überschritten haben, geführt? 

In welcher Art und Weise ist diese Prüfung 
durchgeführt worden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ange- 
hörige der Sowjetischen Militärmission am 
20. Dezember 1970 von einem nahe gelegenen 
Hochweg aus, der einen bequemen Einblick 
in das Munitionslager Teisendorf, Landkreis 
Laufen, gewährt, die gesamte Anlage fotogra- 
fiert haben, und wann gedenkt die Bundes- 
regierung die zur Sicherung des Munitions- 
lagers in der Fragestunde am 5. Februar 1971 
angekündigten Maßnahmen durchzuführen und 
weitere dringend erforderliche Verbesserun- 
gen — evtl, den Einsatz von Wachhunden — 
im Interesse der Sicherheit der wachhabenden 
Soldaten und zum Zwecke der bestmöglichen 
Sicherung des Depots gegen Waffendiebstähle 
und unbefugtes Auskundschaften vorzuneh- 
men? 

Trifft es zu, daß die Mieten von für die Bun- 
deswehr zweckgebundenen Bundesdarlehns- 
wohnungen im Standort Heide/Holstein vom 
vermietenden Wohnungsunternehmen in ei- 
nem Jahr dreimal erhöht wurden und wenn 
ja, warum? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


34. Abgeordneter Stimmen Meldungen, daß die meisten Haus- 
Zebisch apotheken wegen fehlender Richtlinien des 

Bundes und der Länder in einem Zustand sind, 
die Kinder wie Erwachsene mehr gefährden, 
als daß sie zu einer gesundheitlichen Sicherung 
ihrer Besitzer dienen? 


35. Abgeordneter 
Zebisch 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Aktionen zur Entrümpelung von Haus- 
apotheken zu unterstützen? 


36. Abgeordneter 

Dr. Rinsche 


Wie viele ältere Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland leben in öffentlichen, gemeinnüt- 
zigen und privaten Altenheimen? 


37. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben machen 
Dr. Rinsche über das durchschnittliche, verfügbare Einkom- 

men (Nettoeinkommen abzüglich Kosten für 
Unterbringung und Heimverpflegung) der Be- 
wohner von öffentlichen, gemeinnützigen und 
privaten Altenheimen? 
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38. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
Engelsberger ergreifen, um den hohen Fehlbestand an medi- 
zinisch-technischen Assistentinnen zu beheben 
und den noch weiter ansteigenden Bedarf zu 
decken, und sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, daß die langjährig tätigen ange- 
lernten Bediensteten in einer Art zweiten Bil- 
dungsweg eine Prüfung ablegen können? 


39. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


Trifft es zu, wie von drei Wissenschaftlern des 
Instituts für Humangenetik der Universität 
Heidelberg kürzlich veröffentlicht („Die Natur- 
wissenschaften", 'März 1971, S. 131 bis 141), 
daß wichtige Medikamente gegen Zucker- 
krankheit, Empfängnisverhütungsmittel, Fie- 
bermittel, Beruhigungsmittel, antibiotische 
Stoffe, die meisten Pflanzenschutzmittel, Süß- 
stoffe und Geschmacksstoffe für alkoholische 
Getränke bisher nicht daraufhin untersucht 
worden sind, ob sie bei Säugetieren und dem- 
entsprechend wahrscheinlich auch beim Men- 
schen Erbänderungen hervorrufen können, ob- 
wohl es bei vielen dieser Stoffe und Heilmittel 
wahrscheinlich, oder nach ihrem chemischen 
Aufbau, mindestens möglich ist, daß sie Erb- 
änderungen erzeugen können, die — wie man 
aus allgemeinen Erge^bnissen der Erbforschung 
weiß — in der Regel als ungünstige Erbände- 
rungen zu erwarten sein werden? 


40. Abgeordneter 
Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


Was gedenkt die Bundesregierung angesichts 
der in der Frage 39 geschilderten Situation 
zu tun von den Möglichkeiten, die sich anbie- 
ten, gewisse Pflanzenschutzmittel, Süß- und 
Geschmacksstoffe für alkoholische Getränke 
vorerst zu verbieten, Beruhigungsmittel sehr 
engen Verschreibungsvorschriften zu unter- 
werfen, weniger weitgehende Beschränkungen 
auch für andere Medikamente vorzuschreiben, 
bis ausreichende Untersuchungsergebnisse 
über mutagene {= erbändernde) Wirkung vor- 
liegen, die Forschung auf dem hier gemeinten 
Gebiet schnell und wirksam durch Geld- und 
Sachmittel zu fördern mit gezielten Aufträgen 
an die Deutsche Forschungsgemeinschaft? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


41. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
Lenders Scheidungen des Repräsentantenhauses und 

des Senats der USA, aus Gründen des Um- 
weltschutzes (Lärm, Abgase) die Entwicklung 
des Überschallverkehrsflugzeuges SST (Super- 
sonic Transport) einzustellen? 
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42. Abgeordneter Wird die Bundesregierung in Zukunft auslän- 

Lenders dischen Überschallflugzeugen, die z. B. wie die 

Supersonic Transport 50 mal stärkere Schall- 
wellen erzeugen als konventionelle Flugzeuge 
und gefährliche Abgase ausstoßen, die Erlaub- 
nis geben, unseren Luftraum zu durchfliegen 
und auf Flughäfen der Bundesrepublik 
Deutschland zu landen? 

43. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den ver- 

Dr. Hauff schiedentlich öffentlich geforderten Großflug- 

hafen für den Raum Süddeutschland, der ent- 
sprechende Vorhaben in Stuttgart und Mün- 
chen ersetzen würde? 

44. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die schleswig- 

Rasner holsteinische Landesregierung in ihren Bemü- 

hungen zu unterstützen, das Bundesbahnbe- 
triebsamt in Flensburg zu erhalten? 

45. Abgeordneter Wann werden die Bauarbeiten für das Mer- 

Dr. Finger heimer-Kreuz im Raum Köln vergeben? 

46. Abgeordneter Wird in diesem Jahr mit den übrigen Bauar- 

Dr. Finger beiten auf der Teilstrecke zwischen Rheintal- 

Autobahn und dem Raum Bensberg begonnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

47. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Baeudile Wissenschaftsrats, der in einer Empfehlung die 

Pädagogische Hochschule in Weingarten und 
die Ingenieurschule in Biberach abgelehnt ha- 
ben soll bzw, für diese keine Bundesmittel vor- 
sieht? 

48. Abgeordneter Zutreffendenfalls: Glaubt die künftige Gesamt- 

Baeuchle hochsdiulplanung des Bundes, auf ausgelager- 

te Teilhochschulen grundsätzlich oder weitge- 
hend verzichten zu können, und in welcher 
anderen Weise wird dem Ziel der Durchset- 
zimg möglichst vieler Landesteile mit kultu- 
rellen Zentren dann nähergekommen? 

49. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, das Er- 

Dr. Jahn gebnis des vom Deutschen Bundestag in seiner 

(Braunschweig) Sitzung vom 2. Juli 1969 einstimmig beschlos- 
senen Forschungsauftrages zur Herstellung 
von Kraftstoffen aus Kohle bekanntzugeben? 


Bonn, den 23. April 1971 
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